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(2) Gleichzeitig wird im § 4 Abs. 2 der Anordnung 
vom 8. Oktober 1963 über die vorläufige Regelung zur 
Bildung und Verwendung des Fonds Technik in den 
dem Volkswirtschaftsrat unterstehenden Vereinigungen 
Volkseigener Betriebe für das Jahr 1964 (GBl. II S. 703) 
das Wort „mindestens“ durch die Worte „bis zu“ er­
setzt.

Berlin, den 20. November 1964

Der Minister der Finanzen
R u m p f

Anordnung 
über die Vergütung der Erfinder bei 

Lizenzvergabe an Partner außerhalb der 
Deutschen Demokratischen Republik.

Vom 20. November 1964

Auf Grund der Verordnung vom 20. November 1964 
über den Erwerb, die Vergabe und den Austausch von 
Lizenzen zwischen Partnern aus der Deutschen Demo­
kratischen Republik und Partnern außerhalb der Deut­
schen Demokratischen Republik (GBl. II S. 45) wird im 
Einvernehmen mit den Leitern der zuständigen zentra­
len Organe des Staatsapparates folgendes angeordnet:

§ 1

(1) Ist einem Betrieb, dem gemäß § 2 des Änderungs­
gesetzes zum Patentgesetz vom 31. Juli 1963 (GBl. I 
S. 121) das Recht zusteht, die Erfindung für sich außer­
halb der Deutschen Demokratischen Republik schützen 
zu lassen, ein Patent erteilt worden und wird für die 
im betreffenden Land geschützte Erfindung eine Lizenz 
vergeben, so erhält der Erfinder hierfür eine einmalige 
Vergütung in Mark der Deutschen Notenbank.

(2) Für jede Erfindung, die außerhalb der Deutschen 
Demokratischen Republik durch Patent geschützt ist 
und für die eine oder mehrere Lizenzen vergeben wer­
den, kann der Erfinder insgesamt zusätzlich zu seiner 
Vergütung für die Benutzung eines Patentes in der 
Deutschen Demokratischen Republik eine weitere Ver­
gütung bis zum Höchstbetrag von 100-000 Mark der 
Deutschen Notenbank erhalten.

§ 2

(1) Die Höhe der durch den Lizenzgeber festzusetzen­
den Vergütung beträgt bis zu 20% der unmittelbar 
auf das Patent entfallenden Lizenzgebühr nach Abzug 
der für den Erwerb und die Aufrechterhaltung des Pa­
tentes erforderlichen Aufwendungen.

(2) Die Vergütung ist bei laufender Lizenzgebühr 
in der Weise zu berechnen, daß gemäß Abs. 1 bis zu 
20 0 о der vorauszusehenden durchschnittlichen Jahres- 
nettolizenzgebühr entsprechend der Dauer des Lizenz­
vertrages zugrunde gelegt werden.

(3) Im Falle des Abs. 2 hat der Erfinder späte­
stens nach Ablauf von 4 Jahren nach Eingang der ersten 
Jahreslizenzgebühr eine Vergütungsnachzahlung zu er­
halten, wenn die erzielten Lizenzeinnahmen die der Be­

messung der Vergütung zugrunde gelegten Berechnun­
gen erheblich übertreffen. In Ausnahmefällen ist eine 
Vergütungsnachzahlung auch nach Ablauf der genann­
ten Frist möglich.

(4) Der Leiter des Betriebes ist berechtigt, die Ver­
gütung gemäß den Absätzen 1 und 2 im Rahmen des 
im § 1 Abs. 2 festgelegten Höchstbetrages bis auf das 
Doppelte zu erhöhen, wenn die Lizenzvergabe von be­
sonderer volkswirtschaftlicher Bedeutung ist. Eine be­
sondere volkswirtschaftliche Bedeutung liegt insbeson­
dere vor, wenn

a) durch die Lizenzvergabe neue Absatzmärkte er­
schlossen werden.

b) mit der Lizenzvergabe gleichzeitig ein erheblicher 
Warenexport verbunden ist.

(5) Die Vergütung ist für jeden Fall der Lizenzver­
gabe gesondert zu berechnen und zu zahlen.

§3

(1) Die Zahlung der Vergütung erfolgt durch den 
Lizenzgeber aus den durch die Lizenzvergabe erhalte­
nen Mitteln. Sie ist innerhalb einer Frist von 4 Wochen 
nach Eingang der zweiten Jahreslizenzgebühr, bei ein­
malig zu zahlender Lizenzgebühr innerhalb einer Fiist 
von 4 Wochen nach Eingang der Lizenzgebühr zu zah­
len.

(2) Die Vergütungsnachzahlung gemäß § 2 Abs. 3 hat 
innerhalb von 4 Wochen nach Ablauf von 4 Jahren seit 
Eingang der ersten Jahreslizenzgebühr zu erfolgen.

§4

(1) Sind außerhalb der Deutschen Demokratischen Re­
publik für einen Betrieb eingetragene Gebrauchs- oder 
Geschmacksmuster Gegenstand des Lizenzvertrages oder 
werden für Erfindungen, die nicht unter § 2 des Ände­
rungsgesetzes zu'm Patentgesetz fallen, Übertragungs­
verträge abgeschlossen, so sind die Bestimmungen die­
ser Anordnung sinngemäß anzuwenden, soweit die 
Übertragungsverträge eine Vergütung bei Lizenzver­
gaben vorsehen.

(2) Eine Vergütung für Geschmacksmuster ist nur zu 
zahlen, wenn dem Urheber auch eine Vergütung für 
die Benutzung des Geschmacksmusters in der Deutschen 
Demokratischen Republik zusteht.

§5

(1) Der Anspruch auf Vergütung verjährt nach Ab­
lauf von 2 Jahren. Die Verjährungsfrist beginnt mit 
Ablauf des Jahres, in dem der Anspruch fällig gewor­
den ist.

(2) Die Vergütung ist zurückzuzahlen, wenn sie ganz 
oder teilweise ohne Rechtsgrund oder durch strafbare 
Handlung erlangt wurde.

(3) Für die Schlichtung von Streitigkeiten über die 
Vergütung nach den Bestimmungen dieser Anordnung 
sind die Schlichtungsstellen gemäß § 41 der Neuerer- 
Verordnung vom 31. Juli 1963 (GBl. II S. 525) zuständig.


